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in einer Vielzahl von Entscheidungen dargelegt, welche An­
forderungen in derartigen Verfahren an die Aufklärung des 
Sachverhalts und an die Beweiswürdigung zu stellen sind. Aus 
diesen M aterialien ergibt sich folgendes:

Die Gerichte sind verpflichtet, jeden von den Prozeßpar­
teien angebotenen Beweis zu erheben, wenn die behaupteten  
Tatsachen, für deren Richtigkeit das Beweismittel angeboten  
wird, für die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich und  
beweisbedürftig sind.10

W ar es nicht möglich, durch bereits erhobene Beweise 
W idersprüche aufzuklären, dann sind weitere Beweise zu er­
heben. Das Gericht darf nicht ohne begründete Anhaltspunkte 
davon ausgehen, daß weitere mögliche Beweiserhebungen die 
Behauptungen einer Prozeßpartei nicht „erhärten“ könnten.11

Um seiner Verantwortung zur Feststellung der objektiven  
W ahrheit gerecht zu werden, hat das Gericht unabhängig von  
der M itwirkungspflicht der Prozeßparteien und dem Beweis­
antritt einer Prozeßpartei von sich aus alle für die Aufklärung  
des für die Entscheidung erheblichen Sachverhalts wesent­
lichen und verfügbaren Beweise zu erheben. Erst dann, wenn  
nach Ausschöpfung aller M öglichkeiten dennoch Zweifel an  
einem Geschehensablauf bestehen bleiben —  also die objektive 
W ahrheit nicht festgestellt werden konnte —  darf eine Ent­
scheidung entsprechend dem Risiko der Beweislosigkeit ge­
troffen werden.12

Bei der Beweiserhebung sind die verfahrensrechtlichen  
Vorschriften zu beachten. Ihre Anwendung sichert, daß die 
Prozeßparteien und andere Verfahrensbeteiligte ihre Rechte 
und Pflichten bei der Aufklärung des Sachverhalts voll wahr­
nehmen können. Damit dient die strikte Befolgung der Prozeß­
vorschriften der Feststellung der objektiven W ahrheit.13 Die 
Beweise sind stets auf der Grundlage einer vom Gericht zu  
erlassenden Beweisanordnung zu erheben (§ 54 Abs. 1 Satz 1 
ZPO). Bei der Anordnung der Beweisaufnahme ist zu beach­
ten, daß Feststellungen zu unaufgeklärten Tatsachen oder zu  
streitigem Tatsachenvorbringen nur durch die Verwertung 
zulässiger Beweismittel getroffen werden dürfen.14 15

In vielen Verfahren sind Zeugen zu vernehmen. Können  
dabei die Aussagen eines Zeugen allenfalls im  Zusammenhang 
mit weiteren Feststellungen zur Überzeugung des Gerichts 
von der Richtigkeit der Behauptung einer Prozeßpartei füh­
ren, dann muß die Sachaufklärung durch die Erhebung wei­
terer Beweise fortgesetzt werden.

Im Interesse einer rationellen Arbeitsweise und zur Ver­
meidung von Arbeitsausfall sollte das Gericht stets prüfen, 
ob es möglich ist, davon abzusehen, Zeugen zur mündlichen  
Verhandlung zu laden und ihnen statt dessen aufzugeben, 
schriftliche, mit der Versicherung der Richtigkeit versehene 
Erklärungen zu bestimmten Beweisfragen einzureichen (§§ 33  
Abs. 2 Ziff. 6, 53 Abs. X Ziff. 1 ZPO). Schriftliche Erklärungen  
von Zeugen sind jedoch dann nicht ausreichend, wenn der 
Sachverhalt in sich unklar ist, weil völlig unterschiedliche 
Behauptungen der Prozeßparteien vorliegen. In einem solchen  
Fall sind die Zeugen vom Gericht zu vernehmen, damit auch  
die Prozeßparteien Fragen an sie stellen und ihnen Vorhal­
tungen machen können. Schriftliche Erklärungen von Zeugen  
können einer gerichtlichen Entscheidung dann nicht zugrunde 
gelegt werden, wenn sie keine oder nur unzulängliche Aus­
sagen zu wichtigen, aufklärungsbedürftigen Einzelheiten einer 
Parteibehauptung enthalten.16

Auch Sachverständigengutachten sind vom Gericht grund­
sätzlich im Rahmen einer gemäß §§ 54 Abs. 1 Satz 1, 59 ZPO  
angeordneten Beweisaufnahme beizuziehen.17 Ein dem Gericht 
von einer Prozeßpartei vorgelegtes Gutachten reicht in der 
Regel für die Aufklärung und Feststellung des Sachverhalts 
nicht aus. Das gilt insbesondere dann, wenn die andere Prozeß­
partei gegen ein solches Gutachten Einwendungen erhebt.18 
Der von einer Prozeßpartei überreichten gutachterlichen Stel­
lungnahme kann grundsätzlich nur die Bedeutung einer Par­
teierklärung beigemessen werden.19

Nach § 62 ZPO darf eine Parteivernehmung nur dann ange­
ordnet werden, wenn es nicht möglich ist, den Sachverhalt auf 
andere W eise aufzuklären, wenn also andere Beweismittel 
nicht zur Verfügung stehen.20 Erweist sich die Vernehmung von  
Prozeßparteien als erforderlich, so ist zu den Behauptungen  
der einen Prozeßpartei grundsätzlich die andere Prozeßpartei 
zu vernehmen.

Die mündliche Konsultation von Bürgern, staatlichen Or­
ganen, Betrieben oder gesellschaftlichen Organisationen durch  
das Gericht ist keine zulässige Beweiserhebung, weil ein  
solches Beweismittel gesetzlich nicht vorgesehen ist. Dagegen  
können gemäß § 53 Abs. 1 Ziff. 6 ZPO schriftliche Auskünfte 
von staatlichen Organen, Betrieben oder gesellschaftlichen  
Organisationen eingeholt und als Beweismittel verwendet 
werden. Sieht das Gericht nach § 65 Abs. 1 ZPO in Zivilsachen
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und in Verfahren zur Abänderung von Unterhaltsverpflich­
tungen im Einverständnis mit den Prozeßparteien von einer 
mündlichen Verhandlung ab, dann darf nur durch die Ein­
sichtnahme in Urkunden oder durch die Einholung schrift­
licher Auskünfte Beweis erhoben werden.21 Die Beweisauf­
nahme ist gemäß § 54 Abs. 1 Satz 4 ZPO zu protokollieren.22

Die Gerichte haben die erhobenen Beweise unter Berück­
sichtigung des gesamten Inhalts der Verhandlung zu würdigen; 
dabei müssen sie sich allseitig mit dem Beweisergebnis und  
dem Tatsachenvorbringen der Prozeßparteien auseinander­
setzen (§ 54 Abs. 5 ZPO). Die Beweiswürdigung darf nicht in  
sich widersprüchlich sein und gegen die Denkgesetze ver­
stoßen.23 Letzteres wäre dann der Fall, wenn aus dem Beweis­
ergebnis logisch fehlerhafte Schlüsse gezogen würden.

Bei der W ürdigung des Beweisergebnisses sind auch allge­
meine Lebenserfahrungen, die keines Beweises bedürfen, zu
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